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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Umweltschutz

Jahresrückblick 2021: Umweltschutz

Im Kapitel Umweltschutz stand auch dieses Jahr die Klimapolitik erneut klar im Fokus
des Interesses, wie Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse 2021 (im Anhang) zeigt – auch
wenn ihr Anteil an der Gesamtberichterstattung zum Umweltschutz seit 2019 doch
deutlich abgenommen hat. Im Januar 2021 stellte der Bundesrat seine Klimastrategie
2050 vor. Diese sollte die Basis bilden, um die im Rahmen des Pariser Klimaabkommens
eingegangenen CO2-Reduktionsziele und das erklärte Ziel des Bundesrates, bis 2050
unter dem Strich keine Treibhausgase mehr auszustossen, zu erfüllen. Die Strategie
stützte sich insbesondere auf die Energieperspektiven 2050+ des BFE sowie auf das
revidierte CO2-Gesetz. Im Juni 2021 machten die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger
dem Bundesrat jedoch einen Strich durch die Rechnung, indem sie – nach mehrjähriger
sowie zäher und emotionaler Entscheidfindung im Parlament – ebendieses revidierte
CO2-Gesetz an der Urne knapp ablehnten. Im Nachgang zur Abstimmung waren sich die
politischen Lager über die Gründe für die Ablehnung uneins; Übereinstimmung gab es
lediglich in der Erkenntnis, dass dennoch Massnahmen ergriffen werden müssen, wenn
die Klimaziele doch noch erreicht werden wollen. Daher reichte die UREK-NR innert
kürzester Frist eine parlamentarische Initiative ein, welche die Weiterführung der
wichtigsten Massnahmen des geltenden CO2-Gesetzes forderte. Der Nationalrat hiess
die von der nationalrätlichen Kommission ausgearbeitete Gesetzesänderung in der
Herbstsession mit einigen Änderungen gut, auch wenn Kommissionssprecher Bäumle
(glp, ZH) diese für zu wenig ausführlich hielt – man habe die Vorlage jedoch nicht
überladen wollen, argumentierte er. Weiterführende Massnahmen könnten jedoch in
einer anderen Vorlage, wie etwa im Rahmen des Gegenentwurfs zur Gletscherinitiative
oder im Rahmen einer neuen Vorlage, diskutiert werden. In der Wintersession 2021
konnte die Gesetzesrevision zur Umsetzung dieser parlamentarischen Initiative bereits
verabschiedet werden. Eine neue umfassende Gesetzesrevision, wie von Bäumle
angesprochen, kündigte der Bundesrat im übrigen in einer Medienmitteilung im
September 2021 an: Demnach soll diese auf Massnahmen fokussieren, «die es der
Bevölkerung ermöglichen, den CO2-Ausstoss im Alltag zu reduzieren, und welche die
laufenden Bemühungen der verschiedenen Branchen unterstützen».

Leicht mehr Aufmerksamkeit als im Vorjahr erhielt die Umweltschutzpolitik an sich, was
sicherlich auf das Thema Gewässerschutz zurückzuführen ist (vgl. Abbildung 2 der APS-
Zeitungsanalyse 2021 im Anhang). So berichtete die Presse im Mai 2021 – im Monat vor
der Abstimmung über die Trinkwasser- und die Pestizid-Initiative – in 10 Prozent aller
Artikel über die beiden Initiativprojekte. Nach einem von beiden Seiten hitzig geführten
Abstimmungskampf lehnte die Mehrheit der Stimmbürgerinnen und Stimmbürger die
Trinkwasser-Initiative ab (39.3% Ja-Stimmen). Diese hatte gefordert, dass nur noch
diejenigen Landwirtschaftsbetriebe Subventionen erhalten sollten, welche keine
Pestizide verwendeten und in der Tierhaltung auf einen prophylaktischen Einsatz von
Antibiotika verzichteten. Ausserdem sollten die Betriebe nur noch so viele Tiere halten,
dass diese mit dem Futter vom eigenen Hof ernährt werden können. Gemäss
Nachabstimmungsbefragung wurde die Initiative abgelehnt, weil die Bevölkerung
grosses Vertrauen in die Landwirtschaft aufwies und die Initiative als zu extrem
einschätzte. Auch die Pestizid-Initiative, welche innert einer Frist von zehn Jahren den
Einsatz von synthetischen Pestiziden in der Schweiz sowie die Einfuhr von Produkten,
für die solche Substanzen benötigt werden, verbieten möchte, wurde ähnlich deutlich
abgelehnt.

Neben der Ablehnung der zwei Initiativen kam es im Berichtsjahr jedoch auch zu
einigen beachtenswerten politischen Entscheiden, die den Gewässerschutz gestärkt
haben. Neu soll beispielsweise der Zuströmbereich von Trinkwasserfassungen, für die
ein öffentliches Interesse besteht, bis zum Jahr 2035 von den Kantonen definiert
werden. Um den Druck auf die Kantone zu erhöhen, soll der Bund dabei nur jene
Arbeiten zur Bestimmung der Zuströmbereiche finanziell unterstützen, welche die
Kantone bis 2030 abgeschlossen haben. Angenommen wurden auch zwei Vorstösse zur
Weiterentwicklung der ARA, welche deren Ausbau zur Reduktion von
Mikroverunreinigungen respektive ihre Aufrüstung zur Verbesserung der
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Stickstoffeliminierung betrafen. Erfolglos blieb hingegen eine Forderung von Werner
Hösli (svp, GL; Mo. 19.4374), welcher den Gewässerraum verkleinern wollte, wenn dem
betroffenen Landwirtschaftsbetrieb durch die Ausscheidung ebendieses
Gewässerraums ein übermässig grosser Anteil der ertragreichen Futtergrundlage
genommen wird oder wenn im reduzierten Gewässerraum nur mit natürlichem Dünger
gearbeitet wird. 

Auch beim Thema Kreislaufwirtschaft und beim Abfallmanagement tat sich in diesem
Jahr einiges. Eine Motion Thorens Goumaz (gp, VD), die forderte, dass der Bundesrat
Massnahmen zur Innovationsförderung zugunsten der Kreislaufwirtschaft ergreift,
wurde angenommen und soll in die Arbeiten zur Umsetzung der umfassenden
parlamentarischen Initiative «Schweizer Kreislaufwirtschaft stärken» der UREK-NR
einfliessen. Die Vernehmlassung zur Umsetzung dieser Initiative wurde im November
2021 lanciert. Des Weiteren wurden eine Motion Dobler (fdp, SG) zur Stärkung des
Plastikrecyclings sowie ein Postulat Gapany (fdp, FR) zur Weiterentwicklung des
Abfallrecyclings angenommen. Schliesslich fand auch ein Postulat Chevalley (glp, VD)
Zustimmung, welches zukünftig verhindern will, dass nicht verkaufte Güter im non-food
Bereich weggeworfen werden. 

Spezielle Aufmerksamkeit erhielt der Themenbereich der Naturgefahren im Juli 2021,
wie auch Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse verdeutlicht. Im Sommer 2021 wurde die
Schweiz von zahlreichen starken Unwettern mit daraus folgenden Erdrutschen,
Schlammlawinen und Überschwemmungen heimgesucht. Die Medien berichteten
intensiv über diese Ereignisse, wobei sie unter anderem auch den Aspekt des
Klimawandels thematisierten. Sie stellten den meisten Behörden ein gutes Zeugnis für
ihre Arbeit zum Schutz vor Naturgefahren aus, zumal diese seit den letzten grossen
Unwettern im Jahr 2005 viel in neue Schutzbauten investiert hätten. In Zusammenhang
mit den Überschwemmungen wurde etwa auch auf die umfassenden und teuren
Arbeiten zur 3. Rhonekorrektion im Kanton Wallis hingewiesen. 1

Abfälle

Johanna Gapany (fdp, FR) reichte im Dezember 2020 ein Postulat ein, mit welchem sie
den Bundesrat aufforderte, einen Bericht zur Weiterentwicklung des Abfallrecyclings
vorzulegen. Der Bundesrat solle in diesem Bericht aufzeigen, «wie sich bestehende und
zukünftige Recyclingunternehmen in der Schweiz entwickeln können.» Gapany ging es
in ihrem Vorstoss darum, die Weiterentwicklung von Recyclingunternehmen, und somit
eines wichtigen Teils der Kreislaufwirtschaft, mit den gesetzlichen Bestimmungen zur
Raumplanung – insbesondere zur Zonenplanung – in Einklang zu bringen. So solle aus
dem Bericht hervorgehen, in welcher Nutzungszone sich Recyclingbetriebe befinden
müssten, damit sie weiter wachsen können. 
Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion. Er wolle die gewünschte Evaluation
bei Annahme des Postulates in den Bericht zu den bereits angenommenen Postulaten
Bourgeois (fdp, FR; 20.3062), Munz (sp, SH; 20.3090) und Clivaz (gp, VS; 20.3727)
integrieren.
Der Vorstoss wurde vom Ständerat in der Frühjahressession 2021 stillschweigend
angenommen. 2

POSTULAT
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Le Conseil fédéral a publié un rapport sur la gestion des déchets dans le cadre d'une
réflexion sur l'économie circulaire faisant suite à l'acceptation de plusieurs objets
déposés au Parlement. Cinq interventions des député.e.s Bourgeois (plr, FR) (Po.
20.3062), Munz (ps, SH) (Po. 20.3090), Clivaz (vert-e-s, VS) (Po. 20.3727), Chevalley (pvl,
VD) (Po. 20.3110) et de la sénatrice Johanna Gapany (plr, FR) (Po. 20.4411) ainsi qu'une
de la CEATE-CN (Po. 21.4332) sont ainsi traitées simultanément. Le rapport est
fragmenté en deux parties principales. 
Tout d'abord, le Conseil fédéral revient sur la définition de l'économie circulaire – à
savoir, dans l'idéal, une fermeture des cycles des matières et des produits –, l'état de
celle-ci en Suisse et le cadre légal actuel. Premièrement, constat est fait que la
revalorisation des déchets est très variable selon les domaines. Ainsi trois quarts des
déchets de chantier sont valorisés, alors que seuls 26 pour cent des biodéchets le sont.
Deuxièmement, une étude diligentée par l'EPFZ montre qu'une part minime
d'entreprises (entre 8 et 12 pour cent) «s'attachent activement à évoluer dans le sens
d'une économie circulaire». Troisièmement, la population suisse est très gourmande en
ressources en comparaison internationale. C'est ainsi qu'avec 700 kg de déchets

BERICHT
DATUM: 03.03.2023
KAREL ZIEHLI

01.01.65 - 01.01.24 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



urbains (ordures ménagères et collectes sélectives), la production de déchets par
habitant.e.s dépasse de 200 kg la moyenne des pays de l'OCDE. On observe une
augmentation de 27 pour cent de ces déchets depuis l'an 2000.
S'agissant de la législation suisse, la limitation et l'élimination des déchets sont inscrites
dans la Loi sur la protection de l'environnement (LPE) ; deux aspects au centre du
concept d'économie circulaire. Mais les cantons sont responsables de la gestion des
déchets et la Confédération a donc principalement un rôle de surveillance et de
coordination. La LPE n'est, cependant, pas la seule loi qui se préoccupe de l'économie
circulaire. En effet, tant la Loi sur l'aménagement du territoire (LAT) que celle sur les
produits chimiques (LChim) ou, encore, la Loi sur les marchés publics (LMP) sont
également concernées par cette problématique. A l'heure actuelle, l'initiative
parlementaire 20.433 représente la meilleure chance de progresser à ce sujet. La
proposition de loi – discutée au Parlement – souhaite un meilleur ancrage législatif du
concept d'économie circulaire. Le « pacte vert pour l’Europe » constitue, de plus, pour
la Suisse et ses entreprises, une opportunité. Une prise en compte de ces évolutions
économiques et écologiques au niveau européen permettra d'éviter que des barrières
commerciales soient, de facto, érigées. 
Dans la deuxième partie du rapport, les autorités reviennent sur les diverses possibilités
qui permettraient de renforcer l'économie circulaire, en prenant appui sur les
différentes interventions parlementaires. Le Conseil fédéral analyse, tout d'abord,
l'opportunité d'utiliser un nouvel indicateur servant à mesurer l'efficacité de
l'économie circulaire, développé par l'EPFZ. Il se penche, ensuite, sur les installations
de traitement des déchets et leur développement du point de vue de l'aménagement
du territoire. Dans une troisième sous-partie, le rapport s'attarde sur différents types
de déchets et sur les stratégies qui permettraient de réduire leur quantité, que ce soit
les déchets issus du bâti et l'introduction d'une taxe à cet effet, le problème du
gaspillage alimentaire ou celui des textiles et produits invendus. 3

Le Conseil fédéral a répondu au postulat Gapany (plr, FR) ainsi qu'à une série d'autres
textes relatifs à la gestion des déchets. Les préoccupations de la sénatrice
fribourgeoise portaient sur le développement des installations de valorisation des
déchets, notamment s'agissant de l'aménagement du territoire. Dans son rapport, le
Conseil fédéral en vient très rapidement aux échelons de compétence en la matière,
constatant que le rôle de la Confédération à cet égard ne se limite qu'à une vérification
de la conformité au droit. En effet, ce sont les cantons qui portent le gros de la
responsabilité concernant la gestion des déchets. S'agissant de l'aménagement du
territoire, le Conseil fédéral note qu'aucune exception n'est prévue pour les
installations de traitement des déchets, qui doivent ainsi se situer dans la zone à bâtir.
Une seule exception existe pour les installations de méthanisation agricoles. Mais le
Conseil fédéral estime, s'agissant des installations allant dans le sens de l'économie
circulaire, que «les possibilités en matière d’aménagement du territoire, dans le cadre
des plans de zones en vigueur, ne sont pas pleinement exploitées et qu’elles pourraient
être utilisées plus efficacement». 4
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1) APS-Zeitungsanalyse 2021 – Umweltschutz
2) AB SR, 2021, S. 267
3) Rapport CF du 3.3.23
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